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Verbände

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) konnte am 12. September in
Anwesenheit des international bekannten Friedensforschers Johan Galtung ihr
10jähriges Bestehen feiern. Ihre erfolgreiche Kampagne für die Volksinitiative gegen die
Beschaffung von neuen Kampfflugzeugen hatte sich auch sehr positiv auf den
Mitgliederbestand ausgewirkt, der auf über 30'000 anstieg.

Auf ähnliche Weise profitierte die Aktion für eine unabhängige Schweiz (AUNS), welche
den EWR-Vertrag vehement bekämpfte, von den Instrumenten der direkten
Demokratie. Diese 1986 aus dem Abstimmungskomitee gegen den UNO-Beitritt
hervorgegangene und heute von Nationalrat Blocher (svp, ZH) präsidierte Organisation
konnte ihren Mitgliederbestand im Verlauf der Abstimmungskampagne gegen den EWR
auf rund 16'000 verdoppeln. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.11.1992
HANS HIRTER

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) erlitt, nach dem fulminanten Erfolg bei
der Unterschriftensammlung im Vorjahr für die Volksinitiative gegen den Kauf von F/A-
18-Flugzeugen, eine bittere Enttäuschung bei der Volksabstimmung, wo sie nur bei
42% der Stimmenden Unterstützung fand. Die Mitgliederzahl konnte zwar durch die
Aktion um rund 10'000 auf 35'000 gesteigert werden, der Grossteil dieser
Neumitglieder war aber bereits während der Unterschriftensammlung und nicht erst im
Verlauf der Abstimmungskampagne beigetreten. Nach der Abstimmung war eine
gewisse Ratlosigkeit über die zukünftige Strategie nicht zu verkennen. An einer
Vollversammlung im September beschloss die GSoA, von weiteren Volksinitiativen für
den Moment abzusehen und die Kräfte auf friedenspolitische Aktivitäten im
ehemaligen Jugoslawien zu konzentrieren. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.09.1993
HANS HIRTER

Die von Nationalrat Blocher (svp, ZH) präsidierte und gut 18'000 Mitglieder zählende
Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) setzte sich mit Erfolg gegen
die Bildung eines Kontingents von schweizerischen Blauhelmen ein. 
Mit der Aufnahme des freisinnigen Nationalrats Miesch (BL) in den Vorstand gelang es
ihr, die vor der EWR-Abstimmung erfolgten Austritte prominenter bürgerlicher Politiker
(unter anderen die beiden Freisinnigen Mühlemann (TG) und Bonny (BE) sowie Oehler
(cvp, SG)) einigermassen zu kompensieren.
Der neue GATT-Vertrag fand auch bei der AUNS Unterstützung, da es sich dabei um ein
Handelsabkommen mit einem klar beschränkten rechtlichen Rahmen und nicht um ein
supranationales Gebilde handle. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.12.1994
HANS HIRTER

Die vom Zürcher Nationalrat Blocher (svp) präsidierte Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (AUNS) zeigte weiterhin ihre Muskeln. An ihrer Mitgliederversammlung
vom 6. Mai in Bern erhielt die Leitung die Kompetenz, zu drei Bereichen das
Referendum zu ergreifen: den bilateralen Verhandlungen mit der EU (falls diese
unbefriedigend ausfallen und insbesondere die Personenfreizügigkeit oder die Aufgabe
der 28-Tonnen-Limite im Strassenverkehr beinhalten), der Ratifizierung der
Europäischen Sozialcharta sowie der Regierungsreform mit Staatssekretärstellen.
Gelegenheit zur Ausführung dieser Aufträge bot sich bereits im Berichtsjahr. Das noch
vor Jahresende zustandegekommene Referendum gegen die Staatssekretäre wurde von
der AUNS massgeblich mitgetragen. 

Nicht besonders gut bekam dem freisinnigen Nationalrat Miesch (BL) sein Engagement
bei der AUNS, in deren Vorstand er voriges Jahr gewählt worden war. Die Delegierten
der FDP von Basel-Land beschlossen, ihn – nicht zuletzt wegen seinen Positionen in der
Aussen- und in der Asylpolitik – nicht mehr zu nominieren. Er erreichte dann auf einer
eigenen Liste zwar einen Stimmenanteil von 6,4%, was aber zu einer Wiederwahl nicht
ausreichte. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 06.05.1995
HANS HIRTER
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Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) beschloss, einen neuen Anlauf zur
Erreichung ihres Ziels einer Auflösung der Armee zu unternehmen. Ende März fällte sie
an einer Vollversammlung mit 60:8 Stimmen den Grundsatzentscheid, die Lancierung
von zwei neuen Volksinitiativen in Angriff zu nehmen. Die erste will die bewaffnete
Landesverteidigung abschaffen und Aktionen der zivilen Friedenssicherung im In- und
Ausland fördern. Die zweite will auf freiwilliger Grundlage einen Zivildienst für
unterschiedliche Einsätze errichten. Diesem Entscheid vorangegangen war eine
Kontroverse zwischen vorwiegend, aber nicht nur jüngeren Aktivisten und prominenten
Gründungsmitgliedern der GSoA (unter anderem Nationalrat Andreas Gross, sp, ZH).
Letztere hatten sich gegen diese Initiativen ausgesprochen, da ihrer Meinung nach die
Bedeutung der Armee ohnehin stark am schwinden ist, und diese Vorstösse eine
Gegenbewegung bei den Armeebefürwortern auslösen könnten, welche diesen
Erosionsprozess verlangsamen würde. Die beiden Initiativen sind im Berichtsjahr noch
nicht lanciert worden. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.03.1996
HANS HIRTER

Die vom Zürcher Nationalrat Blocher (svp) präsidierte Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (AUNS) versuchte, sich vom Beigeschmack eines Sammelbeckens für
Rechtsextreme zu befreien. Noch vor Jahresbeginn hatte sie einige notorische
Antisemiten ausgeschlossen resp. zum Austritt aufgefordert. 

An ihrer Jahresversammlung gab die rund 16'000 Mitglieder und weitere 6'500 Gönner
und Sympathisanten zählende AUNS bekannt, dass sie zur Bestreitung von
Abstimmungskämpfen mehr als 2 Mio CHF angehäuft habe. Der Bestand dieser
Kriegskasse dürfte auch nach der erfolgreichen Kampagne der AUNS gegen die
zusätzlichen Staatssekretärposten im Rahmen der Regierungs- und Verwaltungsreform
noch weitgehend intakt sein. Da sich die Befürworter dieser Vorlage nur zaghaft
engagierten, war auch von seiten der AUNS keine aufwendige Kampagne erforderlich.

Im Vorstand der AUNS sitzen neben Blocher als Vizepräsidenten die beiden ehemaligen
NR Eisenring (cvp, ZH) und Miesch (ex-fdp, BL) sowie u.a. die amtierenden NR Fehr (svp,
ZH), Moser (fp, AG) und Steffen (sd, ZH) und die ehemaligen NR Graf (ex-svp, ZH) und
Schalcher (evp, ZH). 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.05.1996
HANS HIRTER

Die von Christoph Blocher (svp, ZH) präsidierte und auf rund 30'000 Mitglieder
angewachsene Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) erhielt im
Frühjahr mit Nationalrat Hans Fehr (svp, ZH) einen neuen Geschäftsführer. Fehr hatte
sich bisher als Sekretär der stark expandierenden SVP des Kantons Zürich einen Namen
als guten Organisator und politischen Hardliner gemacht. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 09.05.1998
HANS HIRTER

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS), welche nach eigenen
Angaben über eine Kriegskasse von knapp 4 Mio Fr. verfügt, rüstete sich für einen
weiteren Abstimmungskampf. Noch bevor der Bundesrat seine Botschaft über
bewaffnete Armeeeinsätze im Ausland verabschiedet hatte, beschloss sie an ihrer
Jahresversammlung vom 8. Mai in Bern, einen allfälligen zustimmenden Entscheid des
Parlaments mit dem Referendum zu bekämpfen.

Keine Unterstützung durch den AUNS-Vorstand fand das von den SD und der Lega dei
Ticinesi lancierte Referendum gegen die bilateralen Verträge mit der EU. Sowohl AUNS-
Sekretär Fehr als auch Präsident Blocher (beide svp, ZH) beurteilten die Abkommen
zwar negativ, sprachen sich aber gegen eine Teilnahme der AUNS an der
Referendumskampagne aus, da die Neutralität und die Souveränität der Schweiz durch
die Verträge nicht beeinträchtigt würden. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.10.1999
HANS HIRTER

Die Neue Europäische Bewegung Schweiz (Nebs) wählte Nationalrätin Christa
Markwalder (fdp, BE) anstelle des ebenfalls freisinnigen Waadtländer Nationalrats Yves
Christen zur Präsidentin. Ziel der aus der Fusion verschiedener
integrationsfreundlicher Gruppen hervorgegangenen Nebs bleibt ein möglichst rascher
Beitritt der Schweiz zur EU. Im Herbst lancierte die Nebs eine Kampagne, welche mit
Hilfe der im Vergleich zur EU hohen Schweizer Konsumentenpreise den Vorteil eines
EU-Beitritts schmackhaft machen wollte. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.06.2006
HANS HIRTER
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Der Versuch einer Palastrevolution in der vor zwanzig Jahren gegründeten AUNS
scheiterte sang- und klanglos. Ein einzelnes Mitglied hatte in Zeitungsinseraten dafür
geworben, dass sich die AUNS von ihrer engen Verbindung mit der SVP lösen solle. Der
Kritiker hatte erfolglos zuhanden der Mitgliederversammlung vom 6. Mai eine
Statutenänderung beantragt, welche die Wahl von Parteimitgliedern in den Vorstand
untersagt hätte (zur Zeit gehören sowohl der Präsident Schwander (ZG) als auch der
Geschäftsführer Fehr (ZH) der SVP-Nationalratsfraktion an). 10

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.10.2006
HANS HIRTER

Die AUNS beschloss an ihrer Delegiertenversammlung vom 28. April die Lancierung
einer Volksinitiative für ein obligatorisches Staatsvertragsreferendum; sie hat im
Berichtsjahr die Unterschriftensammlung allerdings noch nicht gestartet. 11

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.04.2007
HANS HIRTER

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA), welche im Berichtsjahr ihr 25jähriges
Bestehen feierte, reichte im Oktober ihre Volksinitiative für ein Verbot von
Kriegsmaterial-Exporten ein. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.10.2007
HANS HIRTER

Die AUNS lancierte im März ihre im Vorjahr beschlossene Volksinitiative für eine
Ausweitung des obligatorischen Staatsvertragsreferendums. Über völkerrechtliche
Verträge, die eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung herbeiführen, und über
Beitritte zu internationalen Organisationen, die bisher beide dem fakultativen
Referendum unterstellt waren, soll neu obligatorisch abgestimmt werden. Dies hätte
neben dem Verzicht auf eine Unterschriftensammlung der Gegner auch zur
Konsequenz, dass für diese Beschlüsse in Zukunft nicht mehr bloss das Volks- sondern
auch das Ständemehr erforderlich wäre. Im gleichen Anlauf möchte die AUNS zudem
ein obligatorisches Finanzreferendum einführen für neue einmalige Ausgaben von mehr
als 1 Mia Fr. oder neue wiederkehrende Ausgaben von mehr als 100 Mio Fr. pro Jahr. 13

ANDERES
DATUM: 15.03.2008
HANS HIRTER

Auch die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) nutzte im Berichtsjahr die
Volksrechte. Sie lancierte im Juni eine Volksinitiative, welche es der Schweiz bis Ende
2019 untersagen will, neue Kampfflugzeuge zu beschaffen. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.05.2008
HANS HIRTER

Heftig umstritten in der AUNS war, ob sie sich an dem von den Schweizer Demokraten,
der Jungen SVP und der Lega ergriffenen Referendum gegen die Weiterführung und
Ausweitung des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU beteiligen soll.
Nachdem sie zuerst eine Beteiligung angekündigt hatte, vollzog sie, wie auch die SVP,
eine Kehrtwende. AUNS-Präsident Schwander (svp, SZ) beklagte sich in der Folge über
den zu grossen Einfluss von SVP-Politikern im Vorstand der AUNS, welche auch
verhindert hatten, dass den AUNS-Mitgliedern Unterschriftenbogen für das
Referendum zugestellt wurden. Nachdem das Referendum ohne ihre Mithilfe zustande
gekommen war, fasste die AUNS, wie später auch die SVP, die Nein-Parole zur
Personenfreizügigkeit. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.12.2008
HANS HIRTER

Im September reichte die AUNS ihre Volksinitiative für eine Ausweitung des
obligatorischen Staatsvertragsreferendums und für ein obligatorisches
Finanzreferendum für grössere Ausgaben im Rahmen von internationalen Verträgen
ein. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.09.2009
HANS HIRTER

Der Verein Marche blanche, welcher die im Vorjahr erfolgreiche Volksinitiative für die
Nichtverjährung von sexuellen Straftaten an Kindern eingereicht hatte, lancierte eine
neue Volksinitiative mit dem Titel „Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten
dürfen“. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.10.2009
HANS HIRTER
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Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) reichte im Juni ihre Volksinitiative
gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge ein. Am 29. November erlitt sie in der
Volksabstimmung über ihre Initiative für ein Kriegsmaterialexportverbot eine deutliche
Niederlage. Nur 32% der Bürgerinnen und Bürger stimmten dem Begehren zu. Die Vox-
Analyse zeigte, dass der Vorstoss der GSoA nur gerade von Personen, die sich zur
äusseren Linken zählen, vorbehaltlos unterstützt wurde. Obwohl die SP die Ja-Parole
ausgegeben hatte, legten mehr als 40% ihrer Sympathisanten ein Nein in die Urne. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.11.2009
HANS HIRTER

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) lancierte im Berichtsjahr eine
Initiative zur Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht und sammelte innerhalb von
sieben Wochen bereits ein Viertel der benötigten Unterschriften. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.08.2010
MARC BÜHLMANN

Nach zwölf Jahren trat Hans Fehr (svp, ZH) als Geschäftsführer der Aktion für eine
unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) zurück. Als Nachfolger wurde Werner
Gartenmann eingesetzt. Der Präsident der Auns Pirmin Schwander kündigte an, die
Kräfte, die ähnliche Ziele wie die Auns verfolgten (z.B. Pro Libertate, Young4Fun),
administrativ bündeln zu wollen. 20

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.09.2010
MARC BÜHLMANN

Bei ihrem Kongress in Lausanne verabschiedete die Unia eine Resolution, die den
besseren Schutz von Gewerkschaftern in der Arbeitswelt forderte . 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) reichte 2010 die
Staatsvertrags-Initiative ein, welche im Berichtsjahr von beiden Räten zur Ablehnung
empfohlen wurde. Im September lancierte die Auns zudem eine Neutralitäts-Initiative,
für welche die Unterschriftensammlung noch im Berichtjahr startete.  Im Zentrum der
Vorstösse steht laut Auns die Schweizerische Souveränität. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.12.2011
DEBORA SCHERRER

Die 2010 von der Gruppe Schweiz ohne Armee (GSoA) lancierte Initiative zur
Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht wurde bis zum Ende des Berichtsjahres noch
nicht eingereicht, da die Sammelfrist erst im Januar 2012 abläuft. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
DEBORA SCHERRER

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) hatte im Berichtsjahr
gleich mehrere Niederlagen zu verkraften: Ihre Initiative „Staatsverträge vors Volk“
scheiterte im Sommer an der Urne. Im Oktober kam zudem das Referendum gegen die
Steuerabkommen mit Deutschland, Österreich und Grossbritannien nicht zustande,
welches die Auns zusammen mit der Lega dei Ticinesi, der Jungen SVP und den
Jungsozialisten ergriffen hatte. Präsident Pirmin Schwander (svp, SZ) bot daraufhin
seinen Rücktritt an. Ob dieser tatsächlich erfolgen würde, war Ende Berichtsjahr noch
nicht entschieden. 24

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.10.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Volksinitiative „Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht“ der Gruppe Schweiz ohne Armee
(GSoA) kam im Januar mit 106 995 gültigen Unterschriften zustande. Der Nationalrat
empfahl sie dem Volk Ende Jahr zur Ablehnung. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.12.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Aktion für eine unabhängige Schweiz (Auns) scheiterte im Sommer mit einer Klage
beim Bundesgericht. Sie hatte sich dagegen gewehrt, dass ein Teil der Unterschriften
für ihr Referendum gegen das Steuerabkommen mit Grossbritannien von der
Bundeskanzlei nicht akzeptiert worden war: Die Unterschriften waren nach Ablauf der
staatlichen Frist eingereicht worden, da diverse Genfer Gemeinden sie nach der
Beglaubigung nicht auf schnellstmöglichem Weg, sondern per B-Post zurückgeschickt
hatten. Wären die Unterschriften rechtzeitig bei der AUNS angelangt, hätte diese das
notwendige Quorum von 50 000 Referendumsbefürwortenden erreicht. Das
Bundesgericht urteilte, dass sich die Bundeskanzlei korrekt verhalten habe: Es sei Sache
der Referendumskomitees, solche Pannen zu antizipieren und entsprechend genügend
Zeit einzuplanen. 26

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.06.2013
JOHANNA KÜNZLER
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Im September lehnte das Stimmvolk die Initiative der Gruppe Schweiz ohne Armee
(GSoA) zur Abschaffung der Wehrpflicht mit äusserst deutlichen 73,2% ab. Laut
Exponenten der Organisation habe man die Niederlage zwar erwartet, war aber doch
geschockt über das Ausmass der Zurückweisung. Die NZZ kommentierte, dass der
schweizerischen Friedensbewegung neue Köpfe fehlen würden: Sie könne für ihre
Anliegen nicht mehr so stark mobilisieren wie noch in den 1980er Jahren. Auch die
linken Parteien hätten die GSoA im Abstimmungskampf kaum unterstützt. Man müsse
sich daher fragen, ob die Leitung der Kampagne gegen die Beschaffung neuer
Kampfflugzeuge einer derart angeschlagenen Interessengruppe anvertraut werden
sollte. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.09.2013
JOHANNA KÜNZLER

Im Frühling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegründet mit dem Ziel, die bilateralen Verträge mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative für die Rettung der bilateralen Verträge einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenüber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalräten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grüne wird der
Verein auch von zahlungskräftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstützt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardär
Hansjörg Wyss. 28

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.04.2015
SAMUEL BERNET

Nachdem 2015 ein Dutzend Personen das Schweizer Pendant zur deutschen Bewegung
Pegida gegründet und die Städte Basel und Frauenfeld erfolglos um
Demonstrationsbewilligungen ersucht hatte, blieben auch 2016 sämtliche
Kundgebungsversuche von Pegida Schweiz ohne Erfolg. Zwar erteilten die Stadtbasler
Behörden dem Verein im Januar eine Bewilligung für eine Demonstration, nachdem
jedoch gewaltbereite Gruppierungen aus rechts- und linksextremen Kreisen ihre
Teilnahme an jener Kundgebung respektive an einer Gegenkundgebung angekündigt
hatten, wurde die Bewilligung aus Sicherheitsgründen wieder entzogen. Alle weiteren
Gesuche für Demonstrationen in den Städten Aarau, Frauenfeld und Luzern wurden von
den jeweiligen Behörden ebenfalls nicht bewilligt. Auch wenn Pegida Schweiz-Präsident
Mike Spielmann, Mitglied der rechten Kleinstpartei Direktdemokratische Partei, in der
Folge unbewilligte Demonstrationen angekündigt hatte, kam es nie zu einer solchen.
Gegenüber der NZZ sagte ein Beobachter der rechtsextremen Szene, Pegida Schweiz
verfüge über eine geringe Mobilisierungsfähigkeit und sei in erster Linie ein
„aufgeblasenes Medienprodukt“. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.01.2016
SAMUEL BERNET

Anfangs Oktober 2015 war bekannt geworden, dass Peter Grünenfelder, seit 2004
Staatsschreiber des Kantons Aargau, neuer Direktor von Avenir Suisse werden würde.
Der Zürcher löste im April 2016 den bisherigen Direktor Gerhard Schwarz ab, der nach
vollendetem 65. Lebensjahr in Pension ging. Dass die Wahl des Stiftungsrats auf
Grünenfelder gefallen war, überraschte die Medien, da der von Unternehmen getragene
Think Tank Avenir Suisse fortan von einer Person geführt werden würde, deren
bisherige berufliche Laufbahn fast ausschliesslich in der Verwaltung verlaufen war.
Insgesamt war das mediale Echo aber äusserst positiv, da dem „Modernisierer“
Grünenfelder als Staatsschreiber ein wesentlicher Beitrag an der Entwicklung des
Kantons Aargau zum Wirtschafts- und Forschungsstandort zugeschrieben wurde. 30

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.04.2016
SAMUEL BERNET

Am 14. Oktober 2017 trat ProTell, die Gesellschaft für ein freiheitliches Waffenrecht, in
den Fokus der Öffentlichkeit, weil bekannt wurde, dass Bundesratskandidat Ignazio
Cassis (fdp, TI) im September 2017, rund eine Woche vor seiner Wahl in den Bundesrat,
dem Verein beigetreten war. ProTell hatte die drei FDP-Bundesratskandidaten Pierre
Maudet (GE, fdp), Isabelle Moret (fdp, VD) und Ignazio Cassis vor der Bundesratswahl zu
ihrer Haltung zum Waffenrecht befragt und sie eingeladen, Vereinsmitglied zu werden.
Cassis hatte dem Verein mitgeteilt, dass er gerne Mitglied werde, und war ProTell am 11.
September 2017 beigetreten, wie der Generalsekretär von ProTell, Robin Udry, der
Nachrichtenagentur SDA mitteilte. Brisant war diese Meldung, weil ProTell vehement die
Übernahme der verschärften EU-Waffenrichtlinie bekämpft und bei deren Nicht-
Übernahme ein Ausschluss der Schweiz aus dem Schengen-Raum drohen würde. Bisher
hatte sich Cassis jedoch stets für die bilateralen Verträge mit der EU und das Schengen-

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.10.2017
SAMUEL BERNET

01.01.89 - 01.01.19 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkommen ausgesprochen. Politiker jeglicher Couleur reagierten prompt. CVP-
Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) etwa zeigte sich „erstaunt“, dass Cassis ProTell so
kurz vor der Bundesratswahl beigetreten war. Als Aussenminister müsse Cassis die
Bilateralen vertreten, dazu gehöre auch Schengen, sagte Pfister im St. Galler Tagblatt
und schlussfolgerte: „Eine Mitgliedschaft bei ProTell ist mit dem Amt eines Bundesrates
nicht kompatibel.“ Die FDP bemühte sich derweil, die Wogen zu glätten: Die Partei
stehe weiterhin zu Schengen, versicherte FDP-Präsidentin Petra Gössi im gleichen
Artikel. 
Nur wenige Tage nach dem öffentlichen Bekanntwerden seiner ProTell-Mitgliedschaft
kündigte Cassis diese am 17. Oktober 2017 wieder. „Angesichts der laufenden
öffentlichen Diskussion und der Instrumentalisierung seines damaligen Beitritts hat
Bundesrat Cassis seine Mitgliedschaft bei ProTell und Libertà e valori (Freiheit und
Werte, das Tessiner Pendant zu ProTell; Anmerkung des Autors) aufgegeben“, liess
Cassis über die Bundeskanzlei ausrichten. Es folgte erneut Kritik von Medien und
Politikern: Die Zeitung Nordwestschweiz und der Tages-Anzeiger warfen Cassis
Opportunismus vor, Beat Arnold (svp, UR) äusserte Zweifel an Cassis' Rückgrat, weil er
im Vorfeld der Wahl „den Rechten“ habe gefallen wollen und jetzt „den Linken“. Silvia
Schenker (sp, BS) verglich Cassis mit einer „Fahne im Wind“. Nur Cassis' Parteikollegen
zeigten Verständnis: Der Beitritt und Austritt bei ProTell sei ein „Lapsus, der aufgrund
der enormen Drucksituation während des Wahlkampfs verzeihbar ist“, so Joachim Eder
(fdp, ZG) in der „Nordwestschweiz“. Auch ProTell wollte die Kündigung ihres
prominentesten Mitglieds nicht überbewerten. ProTell-Vizepräsident Jean-Luc Addor
(svp, VS) sagte gegenüber dem St. Galler Tagblatt, dass Cassis aufgrund seines
langjährigen Engagements für Libertà e valori echte Überzeugungen für ein liberales
Waffenrecht habe. Es gebe keinen Grund zu glauben, dass sich das ändern werde, so
Addor. 31

Ende Februar 2018 gab der amtierende Präsident von ProTell, Hans-Peter Wüthrich,
seinen sofortigen Rücktritt bekannt. Der Rücktritt kam insofern überraschend, als dass
der Ex-Brigadier Wüthrich das Präsidentenamt bei der Waffenlobby-Organisation erst
im Sommer 2017 angetreten hatte und damit nach acht Monaten wieder zurücktrat. In
der Medienmitteilung von ProTell hiess es, Wüthrich habe das Amt aus Zeitgründen
niedergelegt. Der bisherige Vize-Präsident und Walliser SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor übernahm das Amt des Präsidenten interimistisch und blieb auch nach der
Generalversammlung von ProTell am 14. April 2018 Präsident ad interim. Addor gilt als
Hardliner, so reichte er etwa im März 2017 eine parlamentarische Initiative ein, mit
welcher er das Waffentragen in der Öffentlichkeit erlauben wollte, ohne dass dafür im
Voraus glaubhaft gemacht werden muss, dass die Waffe zum Schutz vor einer
tatsächlichen Gefährdung benötigt wird. Die Sicherheitspolitische Kommission des
Nationalrats sprach sich mit 22 zu 0 Stimmen (3 Enthaltungen) gegen diese
parlamentarische Initiative aus, worauf Addor den Vorstoss zurückzog. Zudem wurde
Addor im August 2017 vom Bezirksgericht Sitten wegen Rassendiskriminierung zu einer
bedingten Geldstrafe und zu einer Busse verurteilt. Grund für die Verurteilung war ein
Tweet Addors auf der Social-Media-Plattform Twitter im Jahr 2014. Die Nachricht von
einem Schusswechsel in einer Moschee in St. Gallen, bei dem ein Mann ums Leben
gekommen war, hatte Addor mit den Worten «on en redemande» («wir wollen mehr
davon») kommentiert. Die Suche nach einem neuen Pro Tell-Präsidenten dauerte im
Sommer 2018 noch an. 32

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.02.2018
SAMUEL BERNET

Die ehemalige Waadtländer Bildungsdirektorin Anne-Catherine Lyon übernahm von
Hans Stöckli das Präsidium der Neuen Helvetischen Gesellschaft (NHG), wie das St.
Galler-Tagblatt im September 2018 berichtete. Für die NHG sei dies die zweite SP-
Vertretung an ihrer Spitze in Folge. Lange Zeit sei unklar gewesen, wer auf Stöckli folgen
solle, der nun nach seiner zweiten Amtsperiode den Posten statutengerecht freigab. 33

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.09.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Die Basler Zeitung und der Tages-Anzeiger berichteten im September 2018 über
Mitgliederschwund, Inaktivität und finanzielle Schwierigkeiten bei der AUNS. Von
ehemals 50'000 zähle der Verband heute noch 30'000 Mitglieder; auch sei der Verein
mit der Zeit gealtert: Sehr engagierte Mitglieder aus den Zeiten der EWR-Abstimmung,
als noch Christoph Blocher den Verband geleitet hatte, habe man unterdessen infolge
von Todesfällen verloren, wie der Jahresbericht 2017 der AUNS zitiert wurde. Da mit
diesem Mitgliederschwund auch «grosszügige Gönner» verloren gegangen seien, wirke
sich das auch auf das Budget aus: Bereits seit Längerem verfolge der Verband ein
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Sparprogramm, sodass Stellen gestrichen und günstigere Räumlichkeiten hätten
gesucht werden müssen. Wie die Basler Zeitung festhielt, monierten AUNS-Mitglieder
unter vorgehaltener Hand gar, der derzeitige Präsident Lukas Reimann setze die
Prioritäten falsch, indem er etwa an Veranstaltungen teure Gäste wie den britischen
Ukip-Chef Nigel Farage oder die ehemalige deutsche AfD-Chefin Frauke Petry einlade.
Reimann konterte, ihm sei eine AUNS, die viel Geld ausgebe und etwas bewege,
wichtiger als eine AUNS «mit vollem Konto und leerer Agenda». Auch könnten gerade
über Social Media viele neue Mitglieder angeworben werden, nur würden diese leider
nicht jeden Monat CHF 1'000 zahlen wie «einige Kämpfer der ersten Stunde». Die
Inaktivitäts-Vorwürfe erklärte Reimann gegenüber der Presse damit, dass man bereits
seit mehreren Jahren auf zahlreiche Aktionen verzichtet habe, um Kräfte zu sparen,
welche zur Bekämpfung des institutionellen Rahmenabkommens mit der EU hätten
gebraucht werden sollen – nur sei es bis jetzt eben nicht zu einem Rahmenabkommen
gekommen.
Dass im November über die Selbstbestimmungsinitiative abgestimmt werde und im
Folgejahr über die Übernahme der EU-Waffenrichtlinie, komme der AUNS gelegen –
damit könne man beweisen, dass man nicht inaktiv geworden sei, so Reimann. 34

In der Debatte um die bevorstehende Selbstbestimmungsinitiative veröffentlichte die
Weltwoche Anfang November 2018 einen Artikel über eine scheinbare Verbindung
zwischen dem ungarisch-amerikanischen Milliardär George Soros und der Operation
Libero, welche die Initiative bekämpfte. Soros finanziert weltweit Zivilgesellschaften mit
Spendegeldern; 2017 soll er seiner Stiftung Open Society Foundations (OSF) 18 Mrd. US-
Dollar übertragen haben. Die Stifung setzt sich nach eigenen Angaben in über 60
Ländern unter anderem für journalistische Projekte, mehr Demokratie, Bildung,
Menschenrechte und gegen Diskriminierung ein.
Einem durch Soros und seine Stiftung finanzierten europapolitischen Think-Tank, dem
EFCR, gehört auch die Co-Präsidentin der Operation Libero, Flavia Kleiner, an, weshalb
die Weltwoche nun die Frage stellte, ob auch Operation Libero von Geldern Soros'
profitiere. Kleiner habe diesen Verdacht auf Anfrage entrüstet zurückgewiesen und
darauf aufmerksam gemacht, dass sich Operation Libero ausschliesslich über
Crowdfunding finanziere.
Der Abstimmungskampf um die Selbstbestimmungsinitiative, dies schrieb das Online-
Magazin «Republik» ein paar Tage später, gestalte sich im Hinblick auf die Soros-Frage
nur an der Oberfläche «weichgespült». In Wirklichkeit sickere «die Rhetorik der neuen
globalen Rechten» in die Debatte ein und es würden gezielt Verschwörungstheorien
verbreitet, deren gemeinsamer Nenner George Soros als zugleich «grösster
gemeinsamer Feind der extremen Rechten» sei. In den USA bewirtschafte ihn die
Rechte seit Jahren als Feindbild und Initiator jeglicher Protestbewegungen. Unter
rechtsextremen Verschwörungstheoretikern, so die Republik weiter, gelte der Jude
George Soros unterdessen als Wurzel des Bösen; ihm werde vorgeworfen, die
Weltherrschaft übernehmen zu wollen. Soros' Kampfzone, stellte die Weltwoche auf der
anderen Seite fest, habe sich vom Sozialismus in den 1970er- und 1980er-Jahren auf die
rechtskonservativen Bewegungen verlagert. Die OSF betreibe gar einen «Kreuzzug
gegen die Rechtskonservativen».
Wie die Republik aufzeigte, war die Debatte um die Abhängigkeit der Operation Libero
von Soros' Geldern aber nicht in der Weltwoche entbrannt, die das Thema lediglich
aufgegriffen hatte, sondern auf Social Media und auf der Website der
nationalkonservativen Bewegung «Brennpunkt Schweiz». Drei Wochen später zitierte
die Aargauer Zeitung eine Stellungnahme der OSF. Demnach habe man die Stiftung
Operation Libero «nie finanziell» unterstützt, denn die OSF sei nicht in Parteipolitik
involviert. Flavia Kleiner wiederholte zudem gegenüber der Aargauer Zeitung ihre
Aussage aus der Weltwoche, wonach sie oder die Operation Libero nie Geld von Soros
oder einer seiner Stiftungen erhalten hätten. Es verblüffe sie aber, dass das
Engagement Soros' verteufelt und von rechten Verschwörungstheoretikern missbraucht
werde. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Wie der Sonntagsblick im September 2018 berichtete, wolle die Operation Libero bei
den Nationalratswahlen 2019 eine aktive Rolle spielen. Die Bürgerbewegung plane,
«frische Gesichter» ins Parlament zu bringen und «Nachwuchskräfte und
Politikerinnen» zu fördern. Bedingung für eine Unterstützung sei, dass potenzielle
Kandidaten und Kandidatinnen die «aussenpolitische Öffnung der Schweiz»
befürworteten, sich für die Rechtsstaatlichkeit einsetzten, eine liberale
Migrationspolitik verfolgten und sich für zukunftsorientierte Themen wie die
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Digitalisierung engagierten. Denn das Parlament, so die Ansicht von Laura Zimmermann,
Co-Präsidentin der Operation Libero, im Sonntagsblick, habe in den letzten vier Jahren
«in der Europapolitik und anderen zukunftsweisenden Themen» versagt.
Im Dezember 2018 titelte auch die NZZ, die Operation Libero wolle «die Wahlen
aufmischen». Die «konservative Koalition, die die Politik zum Stillstand gebracht» habe,
solle in eine Minderheit versetzt werden. Noch sei aber nicht klar, wie dies gelingen
solle, gab Projektleiter Philipp Brandenstein zu. Man sei aber auf der Suche nach einem
kreativen Ansatz, welcher über eine reine Wahlempfehlung hinausgehe. Selbst zu einer
politischen Partei werden wolle Operation Libero indes nicht – es gehe aber darum, das
«bisherige zivilgesellschaftliche Engagement in ein politisches» zu überführen, damit
man den Reformstau in Bern aufzulösen vermöge. Kurzgefasst strebe die Operation
Libero im Nationalrat statt der heutigen Mitte-rechts- eine Mitte-links-Mehrheit an –
nur würde das die Bewegung offiziell nie zugeben, resümierte die NZZ. 36
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